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NichtaufdenBundwarten
DieAntwort auf einen Vorstoss zu Verbesserungen für
Pflegefachleute überzeugte die Interpellantin nicht.

In einer Interpellation hatteRe-
gula Wyss (Grüne, Stans) in
Nidwalden rasche Verbesse-
rungen bei den Arbeitsbedin-
gungen, der Pflegequalität und
der Schaffung zusätzlicherAus-
bildungsplätze gefordert, um
den Bedarf an qualifiziertem
Pflegefachpersonal sicherzu-
stellen.

Der Nidwaldner Regie-
rungsrat erachtet es laut der
Antwort auf den Vorstoss nicht
als sinnvoll, auf kantonaler
Ebene imVoraus grundlegende
Änderungen im System vorzu-
nehmen oder Konzepte zu er-
arbeiten, die unter Umständen
inKürzewieder anBundesrecht
angepasst werden müssen. Er
stützt sich auf die Tatsache,
dass der Bund die Umsetzung
der Pflege-Initiative zügig an
dieHandgenommenhabe, und

werde konkrete Massnahmen
ergreifen, wenn die Vorgaben
geklärt seien.

KantonesollenHeft
indieHandnehmen
VerenaZemp (Grüne, Stans)hat
denVorstoss vonder inzwischen
aus dem Rat ausgeschiednen
RegulaWyss übernommenund
zeigte sich am Mittwoch nicht
zufriedenmitderAntwort. «Die
KantonemüssendasHeft sofort
und notfallmässig in die Hand
nehmenundnicht aufdenBund
warten», konstatierte sie. Die
Arbeitslast und die Fluktuation
inderPflege seien sehrhoch.Es
drohten weitere Abgänge und
eine qualitativ schlechtere Pfle-
ge. «Es braucht jetzt Vollgas für
Anreize, dass Pflegende im Be-
ruf verbleiben oder wieder ein-
steigen», hielt sie fest. (mu)

NeinzuPilzkontroll-Petition
DieMehrheit des Landrats vertrat den Standpunkt,
dass die Kontrolle keine staatliche Aufgabe sei.

100 Personen hatten eine Peti-
tion unterschrieben, in der der
Kantonaufgefordertwurde, die
vor rund zehn Jahren abge-
schaffte Pilzkontrolle wieder
einzuführen.

Am Mittwoch beriet der
Landrat die Petition. Sowohl
der Regierungsrat wie auch die
Justizkommission setzen dabei
auf dieEigenverantwortungder
Pilzsammelnden. Pilzkontrol-
len anbieten, sei keine staatli-
che Aufgabe. Man könne sich
das entsprechende Fachwissen
aneignen.DerKantonwolle im
Interesse des Gesundheits-
schutzes und der Prävention
auf seiner Internetseite Infor-
mationen über Pilze und das
Pilzsammeln zur Verfügung
stellen.

Diese Ansicht vertraten
mehrheitlich auch die Fraktio-

nen von SVP, Mitte, GLP und
FDP. Delf Bucher (Grüne, Bu-
ochs) sagte mit Blick auf die
Kosten von jährlich 4000Fran-
ken für denKanton, dass für an-
dere Aufgaben mitunter sehr
viel mehr Geld aufgewendet
werde.

Norbert Rohrer (Mitte,
Stansstad) befürwortete Pilz-
kontrollen und erinnerte an die
Pilzexkursionen, die er früher
als Biologie-Lehrer mit seinen
Schülerinnen und Schülern
unternommenhatte.Niehätten
sie die Pilze ohne vorgängige
Kontrolle gegessen. Im Ge-
spräch mit Fachleuten könnten
PilzsammelndeUnsicherheiten
klären.

DerLandrat lehntedieWie-
dereinführungderPilzkontrolle
im Kanton Nidwalden mit 9 Ja
zu 49Nein ab. (mu)

BeimKlimasiegtGegenvorschlag
DasParlament folgtemehrheitlich denArgumenten der Regierung. Es empfiehlt die Klimainitiative zur Ablehnung.

Martin Uebelhart

Der Handlungsbedarf in Bezug
auf den Klimawandel sei dem
Regierungsrat absolut bewusst,
sagte Landammann Joe Chris-
ten am Mittwoch im Landrat.
Daher habe er bereits mehrere
Massnahmen eingeleitet, um
denKlimaschutz zuverbessern.
Auch die Stossrichtung der
Volksinitiative «Nidwalden ab
2040 klimaneutral» werde
grundsätzlich unterstützt.

Die Initiative fordert Auf-
nahme eines Klimaschutz-Arti-
kels in der Kantonsverfassung.
In diesemArtikel soll verankert
werden, dass Kanton und Ge-
meinden für eine Verringerung
der Klimaerwärmung und für
verbindliche Regelungen sor-
gen, damit die Treibhausgas-
emissionen spätestens ab 2040
klimaneutral sind. Die Mass-
nahmenseienauf eineStärkung
der Volkswirtschaft auszurich-
ten sowie umwelt- und sozial-
verträglich auszugestalten.

Dem Regierungsrat sei klar,
dass es nicht nur global und auf
Bundesebene, sondernauchauf
Kantons- und Gemeindeebene
Anstrengungen brauche, um
einennachhaltigenKlimaschutz
zu erreichen, so Christen. Die
Volksinitiative lehne der Regie-
rungsrat vor allem wegen der
Vorgabeab,dieKlimaneutralität
bis 2040 zu erreichen. Dieses
Ziel sei wesentlich ambitionier-
ter als diemeisten der kantona-
len,nationalensowie internatio-
nalen Aktionspläne und Klima-
strategien. Diese zielten auf
2050 für dieUmsetzung ab.

Die Regierung lege daher
einenGegenvorschlag für einen
neuenVerfassungsartikel vor, al-
lerdings ohne Jahreszahl. Dafür
sollederArtikelbeinhalten,dass
Kanton und Gemeinden bei
ihrerAufgabe,denKlimawandel
und dessen Auswirkungen ein-
zudämmen, die Ziele des Bun-
des und der für die Schweiz ver-
bindlichen internationalen Ab-
kommen berücksichtigen. Die

öffentlicheHandrichtealso ihre
Massnahmen unter anderem
darauf aus, die Treibhausgas-
emissionen zu vermindern.

Keinefixe Jahreszahl
inderVerfassung
Paul Odermatt (Mitte, Ober-
dorf) hielt fest, dass die Kom-
mission fürBau,Planung,Land-
wirtschaft und Umwelt (BUL)
den Handlungsbedarf und die
Aufnahme der Anliegen in die
Kantonsverfassung anerkenne.
Die Mehrheit der Kommission
habe Mühe mit einer fixen Jah-
reszahl in der Verfassung und
auch mit der Formulierung der
sozial- undumweltverträglichen
Ausgestaltung. Die BUL hat die
Volksinitiativemit 9:2 Stimmen
abgelehnt und unterstützte den
GegenvorschlagderRegierung.

Namens der Mitte-Fraktion
sagteOdermattmitdemGegen-
vorschlaggebemandemKlima-
anliegen Gewicht. Zur Errei-
chungderKlimaneutralität gelte

es möglichst schnell Massnah-
men zu ergreifen. Diese müss-
tenwohlüberlegt undaufeinan-
der abgestimmt sein. Die FDP
anerkenne den Handlungsbe-
darf ebenfalls und unterstütze
die Aufnahme entsprechender
Bestimmungen in der Verfas-
sung, sagte Remigi Zumbühl
(Wolfenschiessen). Dies solle
mitdemGegenvorschlagderRe-
gierung geschehen. Die Errei-
chung der Klimaziele in 18 Jah-
ren sei unrealistisch, betonte er
mit Blick auf die Versorgungssi-
cherheit.

Wohin die links-grünen
ideologischenVersprechen füh-
ren könnten, werde derzeit vor
Augen geführt, hielt Christoph
Keller (SVP,Hergiswil) für seine
Fraktion fest. Das Volksbegeh-
ren bezeichnete er als «Traum-
tänzer-Initiative».DieSVPwer-
de grossmehrheitlich den
Gegenvorschlag der Regierung
unterstützen. Benno Zurfluh
(Grüne, Stans) sagte, dieAlpen-

region sei besonders betroffen
vomKlimawandel. Es gelte jetzt
zu handeln.DasZiel derKlima-
Initiative sei ambitioniert. Nid-
waldenwürdeeineVorbildfunk-
tionübernehmen.DeniseWeger
(GLP, Stansstad) betonte, es
brauche ein radikales Umden-
ken, um die Lebensgrundlagen
in der Zukunft zu bewahren. Es
gelteaufneueTechnologienum-
zustellen, um den Rohstoffver-
brauch zu senken.

Minderheitsantrag
unterliegt
Die Initiative sei geeigneter zur
ErreichungderZiele, hieltAlex-
anderHuser (Grüne, Ennetbür-
gen) fest. Im Gegenvorschlag
fehlten unter anderemAbsenk-
pfade zur schrittweisen Reduk-
tion der Treibhausgasemissio-
nenoderdieStärkungderVolks-
wirtschaft. Das Ziel 2040 sei
weder ambitioniert noch un-
möglich. SeppOdermatt (Mitte,
Ennetbürgen) betonte, dass

auch die Landwirtschaft darauf
hinarbeite,dieTreibhausgasezu
reduzieren.

InderDetailberatung stellte
Jonas Tappolet (Grünliberale,
Ennetbürgen) einen Minder-
heitsantrag aus der BUL. «Der
Gegenvorschlag des Regie-
rungsrats hat noch Luft nach
oben», konstatierte er. Die Be-
stimmung im Gegenvorschlag
«Sie (Kanton und Gemeinden)
können die Entwicklung und
Anwendung von Technologien,
Materialien und Prozessen för-
dern, die zumKlimaschutz und
zur Anpassung an den Klima-
wandel beitragen» sei griffiger
zu fassen, indem die Kann-For-
mulierung durch «sie för-
dern ...» ersetzt werden. Der
Antrag scheiterte mit 14 zu 43
Stimmen.

Der Landrat unterstützte
denGegenvorschlagmit 54 Ja zu
4Nein. Die Volksinitiativewur-
demit 14zu44StimmenzurAb-
lehnung empfohlen.

Der Nidwaldner Landrat stimmt über den Gegenvorschlag zur Klima-Initiative ab. Bild: Philipp Unterschütz (Stans, 26. Oktober 2022)

NeueAufsicht fürs
Zivilstandsamt
Laut dem Schweizerischen Zi-
vilgesetzbuch muss jeder Kan-
ton eine Aufsicht über sein Zi-
vilstandsamt ausüben. In Nid-
walden wurde diese Aufgabe
bisher durch den Leiter des
Zivilstands- und Bürgerrechts-
diensteswahrgenommen.Weil
er bald pensioniertwird, hat der
Regierungsrat dem Landrat
vorgeschlagen, die Aufgaben
der Aufsichtsbehörde an den
Kanton Luzern zu delegieren.

Damit Nidwalden mit
Luzerneine entsprechendeVer-
einbarung abschliessen kann,
braucht es eine Revision des
kantonalen Einführungsgeset-
zes zum Zivilgesetzbuch. Der
Landrat stimmte dieser Teilre-
vision diskussionslos zu und
verzichtet auf eine zweite
Lesung des Gesetzes. So kann
die Aufsicht per 1. Januar im
nächsten Jahr an Luzern
delegiert werden. (unp)

MehrGeld für
Ukraineflüchtlinge
FürdieBewältigungderAuswir-
kungen des Kriegs in der Ukrai-
ne braucht es in Nidwalden
mehrGeld.Unteranderemwer-
den Mittel für Unterkünfte,
schulische Ausbildung und Le-
bensunterhalt gebraucht. Der
Regierungsrat beantragte beim
Landrat einen Nachtragskredit
von fast zweiMillionenFranken
zur Lohnsumme2022.

Weitermöchte er fürdieZu-
kunft einen flexiblen Handels-
spielraumschaffen. So sollen für
2023 weitere Gelder von maxi-
mal 4,7 Millionen Franken für
dieBewältigungder kantonalen
Ukraine-Situation reserviert
werden.

DievorberatendenKommis-
sionen stellten sich hinter die
Anträge der Regierung, ebenso
mehrheitlich die Fraktionen.
DasParlament sagtemit 56 zu2
Stimmen Ja zum Landratsbe-
schluss. (mu)


